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Unter kundiger, humorvoll provozierender Moderation
von Roger Köppel, Chefredaktor der Weltwoche, dis-
kutierten interessante Persönlichkeiten unterschiedli-
cher politischer Provenienz über die Initiative «Ja zur
Hausarztmedizin» und die Zukunft der Schweizer Haus-
arztmedizin – pointiert, angeregt, kontrovers und re-
spektvoll.

Marc Müller, Präsident des Berufsverbandes «Hausärzte Schweiz»,
startete die Roundtablediskussion mit einer bemerkenswerten
Kurzzusammenfassung der wichtigsten Ereignisse der Hausarzt-
medizin während der letzten Jahre und informierte über die vom
Berufsverband angestrebten Ziele für eine starke Hausarztmedizin
der Zukunft.

Die Initiative «Ja zur Hausarztmedizin» als Wegweiser …
Wir Hausärztinnen und Hausärzte wollen ein sinnvolles und kosten-
günstiges Gesundheitssystem mit 60% Hausärzten und 40% Spe-
zialisten, eine «Integrierte Versorgung» mit gut ausgebildeten
Hausärzten in Steuerungsfunktion im Teamwork zwischen allen Ge-
sundheitsberufen, keinesfalls aber das uns vorgeworfene «Beton-
nieren eines antiquierten Berufsbildes»!
Um dies zu erlangen, müssen griffige Massnahmen gegen den akut
drohenden Hausärztemangel getroffen werden. Die fachliche
Attraktivität des Berufes muss erhalten bleiben und den Bedürfnis-
sen der jungen Ärztinnen entsprechen. Dazu gehören: Anerken-
nung als «Spezialist für Hausarztmedizin» (Themen: gute Ausbil-
dung, vergleichbares Einkommen usw.); sinnvolle Aufgabenteilung
(zukunftsgerichtet, Teamplayer, integrierte Versorgung usw.); neue
Arbeits- und Praxisformen (Gemeinschaftspraxen, konform für
Frauen und Familie, Teilzeitarbeit, Angestelltenverhältnis usw.);
Erhaltung des diagnostischen und therapeutischen Instrumentari-

ums (Labor, Röntgen, Hausbesuche usw.); gezielte Nachwuchsför-
derung mit einer guten Ausbildung (Numerus clausus, Hausarzt-
kontakte usw.), Weiterbildung in Hausarztpraxen (Praxisassistenz
usw.), Zusammenarbeit mit «Junge Hausärzte Schweiz» (JHaS) und
ein hausarztfreundliches Tarifsystem (Einkommen usw.).

… auf dem Weg der Schweizer Hausarztmedizin von gestern
nach morgen …
Wir Hausärztinnen und -ärzte haben bisher sehr viel in unsere Vision
investiert: am 1. April 2006 Hausärztedemonstration mit 12000
Menschen auf dem Bundesplatz und Petition mit 300000 Unter-
schriften; am 17. September 2009 die Gründung des Berufsverban-
des «Hausärzte Schweiz» mit 6400 Mitgliedern; am 1. April 2010 Ein-
reichung der Volksinitiative «Ja zur Hausarztmedizin» mit 200000
Unterschriften, gesammelt in fünf Monaten; Gründung von Haus-
arztinstituten an allen fünf medizinischen Fakultäten.

… im starken Gegenwind des Bundesrates
Was haben wir damit erreicht? Den bundesrätlichen Worten wie
jenem von Ruth Dreifuss – «die Hausarztmedizin ist der Dreh- und
Angelpunkt des Gesundheitswesens» – standen bisher ausschliess-
lich gegen die Hausärzte gerichtete Massnahmen gegenüber.
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Abbildung 1
Standespolitisches Roundtable im KKL. Von links nach rechts: Marc Müller, Franziska Zogg, Heidi Hanselmann, Roger Köppel, Pascal Strupler, Ulrich E. Gut,
Konstantin Beck, Heinz Locher.
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Unter Bundesrätin Ruth Dreifuss wurden bei der Einführung des
TARMED 2004 die hausärztlichen Leistungen zugunsten der Kos-
tenneutralität um 10% abgewertet. Bundesrat Pascal Couchepin
hat 2006 den Tarif für das Praxislabor per Verfügung um 10% und
2009 um weitere 25–30% gesenkt. Bundesrat Didier Burkhalter
bietet im Entwurf für einen Gegenvorschlag des Bundesrates zur
Initiative «Ja zur Hausarztmedizin» keine griffigen Sofortmassnah-
men zur Rettung der Hausarztmedizin, sondern stellt ein Projekt vor,
das eine völlig andere Agenda, die Sicherung der medizinischen
Grundversorgung, auch mit Hausärzten, verfolgt. Die Initianten ver-
werfen diesen Gegenvorschlag als total untauglich.

Die Initiative «Ja zur Hausarztmedizin» will ein zukunfts-
fähiges, hausarztgesteuertes Gesundheitssystem –
und nicht mehr Staat
Franziska Zogg: Es brauche die Initiative «Ja zur Hausarztmedizin»,
damit es auch in zehn Jahren den Beruf des Hausarztes noch geben
werde: mit spezifisch und gut ausgebildeten Hausärztinnen und
Hausärzten, welche im Team arbeiten und eine patientenzentrierte
Abklärung und Therapie ambulant, rasch und zeitgerecht durch-
führen können – ausgerüstet mit der dafür nötigen Technologie wie
beispielsweise Labor und Röntgen, mit der Möglichkeit für unter-
schiedliche freie Praxisformen für eine Arbeit in multidisziplinären
Teams. Es dürfe in der Schweiz nicht eine Hausarztmedizin entste-
hen mit wenig ausgebildeten Leuten, ausgestattet einzig mit einem
Überweisungs- und Rezeptblock. Mit der Initiative wollen die Haus-
ärzte nicht dem Staat mehr Kompetenzen übergeben. Der Staat soll
aber – endlich – dazu gezwungen werden, die für ein hausarztge-
steuertes Gesundheitswesen nötigen Richtungsvorgaben zu erlas-
sen.
Marc Müller: die Verfassungsinitiative – es gibt in der Schweiz keine
Gesetzesinitiative – wolle nicht einen «Zunftschutz» für die Haus-
arztmedizin erstellen. Der Gegenvorschlag des Bundesrates gehe
in eine völlig andere Richtung als die Initiative und löse nicht das
Problem, dass es bald nicht mehr genügend Hausärzte geben wird.
Die Initiative habe die Diskussion angestossen. Das sei ein erster
Erfolg. Bisher habe sich die Politik um Entscheide gedrückt und die
Verwaltung an ihrer Stelle die Politik bestimmt.
Die Initiative wolle eine Investition in die Zukunft: unter anderem
die Förderung des Wechsels von Einzel- zu Gruppenpraxen, wel-
cher beim hausärztlichen Durchschnittsalters von 56 Jahren für viele
finanziell zu riskant ist, zugunsten einer hausärztlichen Arbeit in
einem multidisziplinären Team.
Es gehe den Initianten um eine Integrierte Versorgung zusammen
mit allen anderen Gesundheitsberufen, zum Nutzen der Patienten.
Weltweit habe sich folgende Erkenntnis durchgesetzt: Gesund-
heitssysteme mit einer starken Hausarztmedizin im Zentrum von
multidisziplinären Teams sind besser und kosten weniger.
Wir Hausärztinnen und -ärzte wollen nicht einfach mehr Staat, son-
dern den richtigen Staatseinfluss.

Der Bundesrat will eine breit angelegte medizinische
Grundversorgung, unter anderen mit Hausärzten
Pascal Strupler: Der Bundesrat wolle mit seinem Gegenvorschlag
zur Initiative eine breit angelegte medizinische Grundversorgung
sichern, als Gesamtkonzept mit Beteiligung aller Gesundheitsbe-
rufe, mit den Hausärzten als wesentlicher Bestandteil. Von der viel-
zitierten Absicht, das BAG wolle nötigenfalls auch «Barfussdokto-
ren» einsetzen, wisse er nichts. In der Bundesverfassung wolle der
Bundesrat nicht eine spezifische Förderung der Hausarztmedizin
festlegen oder einen Zugang zu diesem Beruf sichern. Die Bundes-

verfassung sei nicht der Ort für standespolitische Begehren zum
Schutz einer einzelnen Berufsgruppe. Bald würden andere Berufs-
gruppen dasselbe wollen.

Die Verfassungsinitiative sei das falsche «Medikament»
für die Hausarztmedizin – mehr Unternehmertum sei der
richtige Weg!
Konstantin Beck: Er verstehe das Problem der Hausarztmedizin,
die Initiative sei aber das falsche «Medikament». Mit ihr könne nicht
Gegensteuer gegen den für die Hausärzte – selbstverschuldet – un-
günstig ausgefallenen TARMED gegeben werden. Initiative und
Gegenvorschlag lägen beide falsch. Der Staat fabriziere kompli-
zierte Lösungen. Mit dem Gegenvorschlag würden auch Nurse
practitioners ermöglicht. Und: Die Verordnungen zur Initiative, falls
sie angenommen würde, dürften zuletzt den ursprünglichen Sinn
der Initiative völlig verzerren.
Managed Care und Ärztenetzwerke mit je eigens verhandelten
Tarifen seien der gangbare Weg. Mit der Übernahme von finanziel-
ler Verantwortung würden die Hausärzte zudem den lästigen Recht-
fertigungsdruck ausschalten. Als Idee proklamiert Konstantin Beck
eine Jahresfranchise von 10000 Franken, individuell rückversicher-
bar. Damit würden praktisch alle Leistungen der Hausarztmedizin
nicht mehr in den Bereich der obligatorischen Krankenversicherung
fallen und kämen weg vom Einfluss des Staates.
Heinz Locher: Als Ordoliberalen habe ihn die Initiative traurig ge-
macht. Die Hausärzte geben ihre Selbständigkeit und ihre Selbst-
achtung auf. Der Preis für die Hausarztmedizin müsse stimmen und
sei ein Zeichen der Wertschätzung. Die Hausarztmedizin habe ihren
Preis und müsse korrekt entschädigt werden. Eine neue Leistungs-
gruppe ausserhalb der Kostenneutralität des TARMED sei anzu-
streben. Dafür sei die Initiative ein untaugliches Instrument und der
Gegenvorschlag eine Verschlimmbesserung. Er sähe einen eige-
nen Gegenvorschlag: «Es ist den Bundesbehörden untersagt, die
Hausarztmedizin weiter zu schwächen.» Er sähe zudem eigene Ver-
träge für die Hausarztmedizin, zivilen Ungehorsam bis zum Aus-
stand sowie die Entwicklung eigener Unternehmensmodelle. Die
Hausärzte müssen sich selber helfen, denn niemand werde ihnen
helfen.

Verdienst – genügend oder zu wenig hoch? – und Bürokratie
Pascal Strupler: Der Durchschnittslohn der Hausärzte zeige, dass
diese ökonomisch nicht «im Regen stehen» gelassen worden seien.
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Abbildung 2
Anregende Diskussion in entspannter Atmosphäre: Heidi Hanselmann
und Roger Köppel.
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Den Bürokratisierungsvorwurf müsse man hingegen teilweise
akzeptieren. Managed Care biete dafür einen Teil der Lösung, eine
Arbeitsteilung, in welcher die Ärzte ihre Kerntätigkeit ausüben kön-
nen: nämlich Diagnosen zu stellen und Leute gesund zu machen.
Die administrativen Tätigkeiten würden vom Management erfüllt.
Bei den heutigen Trends zur Feminisierung und Teilzeittätigkeit
könne zudem die Zusammenarbeit gefördert werden.
Marc Müller: Das gute Durchschnittseinkommen der Hausärzte
könne nur dank einer sehr hohen Arbeitszeit erreicht werden. Diese
sei nicht selten doppelt so hoch wie normal. Mit einer Arbeitszeit-
reduktion im Rahmen von Teilzeitarbeitsmodellen, die unvermeid-
lich mit der Feminisierung des Hausarztberufs verbunden sind,
dürfte mit dem aktuellen Tarif kaum mehr ein genügend hohes Ein-
kommen erzielt werden können.

Eine weitsichtige kantonale Politik mit Investitionen zur
regionalen Sicherung der hausärztlichen Grundversorgung
Heidi Hanselmann: Sie verstehe die Hausärzte, dass sie mit der Ini-
tiative pointiert auftreten wollen. Sie unterstütze diese, hätte sie
aber offener formuliert. Die Hausarztmedizin müsse gestärkt, aber
deren Wandel besser eingebunden werden. Ein Self-Empower-
ment der Hausärzte sei wichtig, genüge aber nicht. Im Kanton
St. Gallen gebe es aktuell in etwa gleich viele Hausärzte wie Spe-
zialisten. Dem Gesundheitsdepartement seien keine Meldungen
bekannt, wonach Praxen nicht besetzt seien. Wichtige Essenzen für
diesen zumindest teilweisen Erfolg dürften sein: der weitere Erhalt
der direkten Medikamentenabgabe (DMA), das innovative, speziell
auf die Hausarztmedizin ausgerichtet Weiterbildungscurriculum,
die 50%-Stelle eines leitenden Arztes für Hausarztmedizin im
Kantonsspital St. Gallen sowie eine intensive Kooperation mit den
Spitälern in Bezug auf den Notfalldienst.

Die koordinierende Tätigkeit der Hausärzte ist für den
Patienten und dessen Familie unverzichtbar und wertvoll
und muss erhalten bleiben
Ulrich E. Gut: Er sei froh um die Initiative. Sie zwinge die Behörden,
eigene Ideen zu entwickeln und dem Volk zur Entscheidung vorzu-
legen. Es bestehe unbestritten Handlungsbedarf, denn die Zahl der

Hausärzte sinke stetig und der Hausarzt könne nicht durch eine an-
dere Berufsgruppe ersetzt werden. Die koordinierende Tätigkeit
der Hausärzte habe für den Patienten und dessen betreuende
Familie eine hohe Priorität und müsse im Gesundheitssystem auf-
gewertet werden. In der Initiative gehe es nicht um den Schutz des
Berufsstandes der Hausärzte, sondern um die Systemrelevanz der
Hausarztmedizin, die durch den Nachwuchsmangel effektiv gefähr-
det ist. Der Gegenvorschlag soll unter respektvoller Anhörung der
Initianten weiter entwickelt werden. Er müsse eine vertrauenswür-
dige Strategie anpeilen, damit es künftig weiterhin genügend
Hausärztinnen und -ärzte geben werde.

Einige Fragen aus dem Publikum zu Labor,
Numerus clausus und …
Eva Kaiser: «Warum wird der Laborfehlentscheid von Bundesrat
Pascal Couchepin nicht einfach rückgängig gemacht?»
Pascal Strupler: Ende November 2011 werde das Monitoring des
Praxislabors ausgewertet. Anschliessend werde man entspre-
chende Massnahmen beschliessen.
Valerio Rosinus: «An der Universität Zürich seien die Plätze für
Medizin Studierende von aktuell 200 moderat auf die frühere Zahl
von 240 angehoben worden. Wann wird der Numerus clausus auf-
gehoben werden, anstatt Ärzte aus dem Ausland zu rekrutieren?»
Heidi Hanselmann: Sie setze sich für die Aufhebung des Numerus
clausus ein. Hier sei aber nicht nur die Politik gefragt, sondern auch
die Steuerzahlenden. Sind sie bereit, die Mehrkosten zu tragen? Für
sie sei klar, nebst Verbesserung der Ausbildung zur Hausarztmedi-
zin seien zwingend mehr Studienplätze nötig, denn die Rückkehr
von deutschen Ärztinnen und Ärzten habe mit den besseren
Arbeitsbedingungen in Deutschland bereits begonnen.
Pascal Strupler: Mehr Studierende bedeuten nicht zwingend mehr
Hausärzte. Der Beruf müsse attraktiver und eigenverantwortlicher
gemacht werden – mit Managed Care; damit wäre zugleich die un-
nütze Diskussion um den Vertragszwang beendet.
Unbekannt: «Wie kann das Hausarztsystem mit einer stark redu-
zierten Zahl von Hausärzten in zehn Jahren noch funktionieren?»
Pascal Strupler: Im Herbst 2011 werde der Bundesrat einen um-
fassenden Bericht verabschieden, der aufzeige, wie die Hausarzt-
medizin eingebettet werden könne, damit das System nicht aus
dem Ruder laufe.
Beat Köstner: «Ist die Hausarztmedizin ‚too big to fail’?»
Pascal Strupler: Die Hausarztmedizin ist, wie wir wissen, nicht «too
big» und gerade darum darf sie nicht «failen».

Korrespondenz:
Dr. med. Bruno Kissling
Facharzt für Allgemeinmedizin FMH
Co-Chefredaktor PrimaryCare
Elfenauweg 6
3006 Bern
kissling@primary-care.ch

239PrimaryCare 2011;11: Nr. 13

PrimaryCarePrimaryProfession

Abbildung 3
Engagement für die Zukunft der Hausarztmedizin: Marc Müller
und Franziska Zogg.
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